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rund 13mal so großen Einfuhr von 7,6 Mrd. $ aus 
anderen Nidit-EWG-Ländern, d. h. hauptsädilidi aus 
Industrieländern, die nidit der EWG angehören.

T a b e lle  3

EWG-Einfuhr an bearbeiteten W aren 1965
(in Mill. $)

A b sc h n itte aus
E n tw ick lu n g s lä n d ern

d av o n  au s  asso z . 
Ü b e rse e lä n d e rn

61 L ed er, L e d e rw a ren , 
z u g e r id ite te  P e lz fe ile

62 K a u tsd iu k w a re n
63 H olz- u n d  K o rk w a ren ,

a u sg en o m m en  M öb el 12,2
64 P a p ie r , P ap p e  u n d  W a re n  d a ra u s  5,3
65 G arn e , G ew eb e , T e x tilfe r tig -

w a re n  u. v e rw a n d te  E rz eu g n isse  132,3
66 W a re n  au s  m in e ra l. S to ffen ,

a n d e rw e itig  n id i t  g e n a n n t 64,1
67 E ise n  u n d  S tah l 23,9
68 N E -M eta lle  725,0
69 M e ta llw a re n  4,1

33,9
1,5

0,5
0

7,5
3,4

3,7

1,0
19,3

247,7
0,2

T e il 6 zu sam m en 1002,3 283,4

Abgesehen von der großen Eigenproduktion der EWG 
als Ganzes müßten die Entwidilungsländer einer so 
überragenden Konkurrenz gewadisen sein. Ob ihnen 
dabei eine Zollpräferenz viel nützen kann, ersdieint 
allerdings fraglidi, aber man sollte versudien, durdi 
eine Zollpräferenz die Entwidilungsländer zu einem 
soldien W ettbewerb zu ermutigen.

DIE AUSW AHL DER LKNDER

N adi der Definition der EWG-Statistik sind als Ent- 
widtlungsländer (Klasse 2 der Handelsstatistik) alle

niditeuropäisdien Länder außer USA, Kanada, Süd­
afrika, Japan, A ustralien und die kommunistisdien 
Länder anzusehen. Im ganzen gibt es mehr als 100 
außereuropäisdie Entwidilungsländer bzw. -territorien, 
darunter die Besitzungen von Industrieländern, z. B. 
Hongkong. Eine allgemein gültige Liste der Entwidi­
lungsländer gibt es nidit. Es dürfte daher sdiw ierig 
sein, einheitlidie m ultilaterale Zollabkommen zwi­
sdien „Entwicklungsländern“ und „Industrieländern“ zu 
treffen. W ohl aber besteht die M öglidikeit, daß die 
Entwidilungsländer einzeln an die einzelnen Industrie­
länder herantreten, um in den Kreis der zollbegünstig­
ten Länder aufgenommen zu werden. Dabei würden 
die Grundsätze der Reziprozität und der M eistbegün­
stigung nidit zur Anwendung gelangen. A llen Ent­
w idilungsländern gegenüber sollte die Auswahl der 
zollbegünstigten W aren jedes einzelnen Industrie­
landes einheitlidi sein, jedodi braudien die Listen der 
Industrieländer untereinander n id it übereinzustimmen, 
wobei die EWG natürlid i als einheitlidies Zollgebiet 
gilt. Für den Anfang könnte eine befristete begrenzte 
Positivliste gesdiaffen werden, die im weiteren. Verlauf 
in eine befristete begrenzte N egativliste abgewandelt 
werden könnte. Beide Listen müßten m it Sdiutz- 
klauseln gegen unvorhersehbare Fehlentwidilungen 
ausgestattet werden. Daß derartige Zollpräferenzen 
erlösdien, falls ein begünstigtes Land das gewährende 
Land diskriminiert, z. B. durdi Ausfuhr- oder Einfuhr- 
besdiränkungen, Dumping, Verletzung des Ursprungs­
zeugnisses, Eingriffe in  Eigentumsredite, dürfte eben­
so selbstverständlidi sein wie das politisdie freund- 
sdiaftlidie V erhalten der beiden Handelspartner zuein­
ander.

Protektionismus in den USA
Günter g r o ß e r ,  Hamburg

kie Ankündigung des am erikanisdien Präsidenten, 
*er w erde den vorliegenden Gesetzentwürfen zur 

Einführung von Im portkontingenten seine Zustim­
mung versagen, unterstreid it die ernste Einsdiätzung, 
die diese Frage in jüngster Zeit erlangt hat. Für die 
breite ö ffen tlid ikeit red it unverm ittelt ist es näm lidi 
in den USA während der letzten W odien förmlidi zu 
einem Aufstand der Protektionisten gekommen, 
denen die zunehmende Konkurrenz ausländisdier 
Anbieter auf dem heim isdien M arkt ein Dorn im 
Auge ist. W as dabei für die H andelspartner auf dem 
Spiel steht, läßt sidi daran ermessen, daß W est­
europa — klammert man den innereuropäisdien Han­
del aus — etwa ein V iertel seiner Ausfuhrerzeugnisse 
in den USA absetzt. Audi für die Bundesrepublik sind 
die USA — übertroffen nur von den beiden EWG- 
Partnern Frankreidi und Holland — einer der w idi­
tigsten Exportmärkte, der 1966 W aren im W erte von 
7,2 Mrd. DM aufnahm.

Die Forderungen der Protektionisten haben vor allem 
eine mengenmäßige Begrenzung der amerikanisdien

Einfuhr zum Ziel. Der Industrie ist es in außerordent- 
lidiem Maße gelungen, den Senat zu entspredienden 
Initiativen zu veranlassen, die in der letzten Oktober- 
wodie in den handelspolitisdien „Hearings“ des 
Finanzkomitees ihren einstweiligen H öhepunkt fan­
den. Es wurde offenbar, daß sdiließlidi 90 von den 
100 Senatoren zumindest eine von den zahlreidien 
vorgesdilagenen K ontingentierungen persönlidi be­
fürworteten. Je  intensiver die Diskussion wurde, 
desto länger w urde die Liste der Sdiutz erheisdien- 
den Industriezweige. Zählt man alle Vorsdiläge zu­
sammen, so sollen fast 80 ”/o der zollpfliditigen Ein­
fuhren Restriktionen unterworfen werden.

INNENPOLITiSCHER DRUCK AUF DIE REG IERUNG

Es war von vornherein klar, daß die am erikanisdie 
Regierung n id it bereit war, auf die Linie der Pro­
tektionisten einzusdiwenken. Dazu bedurfte es nidit 
einmal der sdinell sidi häufenden Proteste aus ande­
ren Ländern, deren Zahl bereits über 40 hinausgehen
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soll; sie boten nur eine willkommene Unterstützung. 
Vielmehr sah der Präsident auch seine eigene Ziel­
setzung, die weitere Liberalisierung des W elthandels, 
entsdieidend gefährdet. Er konnte dabei der Unter­
stützung der führenden Ökonomen des Landes gewiß 
sein. Es zeigte sidi aber sehr sdinell, daß im Senat 
innenpolitisdie Gesichtspunkte dominierten. Die A rgu­
mente der Regierungsvertreter wurden kaum zur 
Kenntnis genommen.

Nur wenige Monate nacii dem erfolgreichen Abschluß 
der Kennedy-Runde, die einen großen Fortschritt 
beim weltweiten Zollabbau brachte, erscheint die 
Zuspitzung der handelspolitischen Diskussion in den 
USA auf den ersten Blick geradezu paradox. Aber 
in Wirklichkeit besteht hier ein enger Zusammen­
hang. Lange Zeit war ein Scheitern der Genfer Zoll­
verhandlungen nicht auszuschließen. Als es dann doch 
zu einer Einigung kam und die am erikanisdie Regie­
rung Anstalten machte, die in der Kennedy-Runde 
abgesprochene Änderung der Zollberedinung bei 
Chemieerzeugnissen in die W ege zu leiten und sich 
darüber hinaus begrenzte Vollmachten zu w eiteren 
Zollsenkungen einräumen zu lassen, schlossen sich 
die amerikanischen Protektionisten aller Richtungen 
zur Offensive zusammen, um auf diesem W ege die 
Ergebnisse der Kennedy-Runde praktisch ins Gegen­
teil zu verkehren.

Die ungewöhnlich große Resonanz unter den Politi­
kern hat verschiedene Ursachen. Einmal sehen sich 
die eingefleischten Protektionisten unter ihnen da­
durch beflügelt, daß sich die amerikanische Regierung 
gegenwärtig allgemein in der Defensive befindet und 
kaum Interesse an weiterem Konfliktstoff haben 
kann. Ganz besonders aber haben die außenpoliti­
schen Schwierigkeiten — an der Spitze der Vietnam- 
Krieg, aber auch enttäuschte Erwartungen in der Ent­
wicklung des Verhältnisses zu W esteuropa — ein 
günstiges Klima für eine A rt Neo-Isolationismus ge­
schaffen. Hierdurch ist die Neigung gestiegen, die 
Schuld an vielen unangenehmen Problemen dem Aus­
land anzulasten.

Nun ist Protektionismus weder eine neue noch eine 
auf die USA beschränkte Erscheinung. Denn die 
Strukturwandlungen, die mit einer zunehmenden inter­
nationalen Arbeitsteilung verbunden sind, bedeuten 
immer, daß sich die einzelwirtschaftlichen Interessen 
eines Teils der Betroffenen nicht mit den gesamt­
wirtschaftlichen Interessen decken. Die Klage, daß 
importierte W aren einheimische A rbeiter und Unter­
nehmer um Beschäftigung und V erdienst bringen, 
ist wohl so alt wie der Außenhandel selbst. Es fehlt 
auch selten der Hinweis auf die Konkurrenzvorteile 
der ausländischen Produzenten. Namentlich wird in 
den USA auf die niedrigeren Löhne in anderen Län­
dern verwiesen. Tatsächlich hat sich der Anteil aus­
ländischer W aren auf dem amerikanischen M arkt in 
den letzten Jahren merklich erhöht. So nahm 1964 
bis 1966 die Einfuhr mit einem Anstieg von 37 “/o 
mehr als doppelt so schnell zu wie das Bruttosozial­
produkt. Die Protektionisten versäumen nicht, darin
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audi einen der Gründe für die fortdauernden Zah­
lungsbilanzdefizite zu sudien.

Der Regierung fällt es leidit, diese Argumente zu 
entkräften. Sie kann zwar nidit hoffen, daß der Hin­
weis auf den Produktivitätsvorsprung der am erika­
nisdien Industrie als Pendant des höheren Lohnniveaus 
— m anifestiert in der starken Stellung am erikanisdier 
Unternehmen auf dem W eltm arkt — künftig auf mehr 
Verständnis trifft als bisher. Aber es ist einfadi nidit 
zu leugnen, daß sidi die Besdiäftigungslage in den 
USA gerade im Laufe der sediziger Jahre erheblidi ver­
bessert hat. Audi unter Zahlungsbilanzaspekten w äre 
die Kontingentierung der Importe keine Lösung, 
sondern angesidits der unausweidilidien Gegenmaß­
nahmen der H andelspartner ein sidierer W eg in die 
außenwirtsdiaftlidie Krise. Sdiließlidi erzielten die 
USA 1966 nodi einen kommerziellen Ausfuhrübersdiuß 
von fast 4 Mrd. $. N idit zuletzt aber begründet die 
Regierung ihre Verteidigung der Importliberalisierung 
damit, daß dadurdi ein stärkerer Anstieg des Preis­
niveaus in den USA verhindert werde. Es ist insofern 
kein Zufall, wenn der Präsident seine strikte Ableh­
nung der Gesetzentwürfe zur Im portkontingentierung 
gerade vor einer Konsum entenvertretung ausspradi.

Die Entwidilung der letzten W odien in den USA läßt 
ernstlidie Zweifel aufkommen, ob sidi die Protektio­
nisten über die internationalen Folgen ihres Kurses 
w irklidi k lar sind. Von allen momentanen Nützlidi- 
keitserwägungen abgesehen, würde er eine völlige 
außenpolitisdie und außenw irtsdiaftlidie Kehrtwen­
dung der USA bedeuten. Die Erfolge der Nadikriegs- 
zeit bei der Überwindung der nationalen Sdiranken 
wenigstens auf ökonomisdiem Gebiet w ären wieder in 
Frage gestellt. Ganz bestimmt würden näm lidi die 
H andelspartner der USA das ihnen nadi den GATT- 
Regeln zusteheiide Redit nutzen und in einer Ketten­
reaktion Ihrerseits dem Export der USA neue Sdiran­
ken erriditen j der sogenannte Hähndienkrieg mit der 
EWG gab vor einigen Jahren bereits einen winzigen 
Vorgesdimadc. Damit aber würden neue protektio- 
nistisdie Maßnahmen ihren Einzug in die Handels­
politik der w iditigsten W elthandelsnationen halten, 
denn die USA beziehen über zwei Drittel ihrer Ein­
fuhren aus Kanada, W esteuropa, Japan und den ent­
widcelten Rohstoffländern Australien, Neuseeland und 
Südafrika.

USA —  EXPANSIVER MARKT FÜR DEN DEUTSCHEN EXPORT

Die Bundesrepublik steht unter den Lieferanten der 
USA nadi Kanada und Japan mit einem Anteil an der 
Gesamteinfuhr von 7 “/o an dritter Stelle. Umgekehrt 
entspridit dieser W arenstrom  einem Anteil an der 
deutschen Gesamtausfuhr von sogar 9 “/o. Dabei haben 
sidi die USA in den letzten Jahren als überdurdi- 
sdinittlidi expandierender M arkt erwiesen. Gerade in 
der Rezessionsphase der Bundesrepublik von Mitte 
1966 bis M itte 1967 w ar die starke Erhöhung der Aus­
fuhr nach den USA von 20 “/o gegenüber der entspre­
dienden Periode in den Jahren 1965/66 eine der 
wichtigsten Gegenkräfte gegen die Kontraktion der 
Inlandsnadifrage. Die bevorstehenden Zollsenkungen

bei der Realisierung der Kennedy-Runde eröffnen 
auch für die nächsten Jahre beste Aussiditen, den 
Export nadi den USA w eiterhin kräftig zu steigern.

Für die EWG als Ganzes ist die Situation prinzipiell 
nicht anders; bei Außerachtlassung der Umsätze zwi­
sdien den Ländern der Gemeinsdiaft erreicht der 
Anteil der USA an der Gesamtausfuhr 14 Vq. A nderer­
seits entfallen jedoch sogar 20 "/o der EWG-Einfuhr 
auf die USA. Der Einfuhrüberschuß gegenüber den 
USA betrug daher 1966 — trotz eines anhaltenden 
Rückgangs — fast 1,4 Mrd. $ (zu fob-W erten). Zweifel­
los besitzt damit die EWG eine starke handelspoliti- 
sdie Ausgangssituation. Aber auf der anderen Seite 
ist die EWG zur optim alen Entfaltung ihrer Produktiv­
kräfte weit stärker auf eine möglidist intensive in ter­
nationale A rbeitsteilung angewiesen als die USA. 
Dies wird gegenwärtig schon dadurch unterstridien, 
daß die W arenausfuhr der EWG (ohne Binnenumsätze) 
9 Vo ihres Bruttosozialprodukts entspridit, während die 
Exportquote in den USA kaum über 4 "/o hinausgeht. 
H ier liegt eine wichtige Ursache für die stark  binnen- 
wirtschaftlidie O rientierung in der am erikanisdien 
Öffentlichkeit.
Es wäre unter diesen Umständen gewiß leichtfertig, 
darauf zu vertrauen, die USA würden sidi sdion nicht 
ins eigene Fleisch schneiden. Auch die Tatsache, daß 
die Interessen der gegenw ärtigen amerikanischen Re­
gierung und die der amerikanischen H andelspartner 
parallel laufen, bietet keine unum stößlidie Rückver­
sicherung. Zumindest sdieint bereits ein Stillstand auf 
dem W ege zu w eiteren Handelserleichterungen — 
einschließlich der N euberedinung der Chemiezölle — 
zwangsläufig zu sein. Darüber hinaus bleibt zu beadi­
ten, daß die Regierung zunächst nur die erste Runde 
der Auseinandersetzung m it den Protektionisten für 
sich verbudien kann. Es ist keineswegs unwahrschein­
lich, daß diese über kurz oder lang einen neuen, 
gründlicher geplanten Vorstoß unternehmen. Ob es 
dazu kommt und mit welchem Erfolg, wird nicht zu­
letzt von der EWG abhängen, deren eigener A grar­
protektionismus eine der Quellen des handelspoliti­
schen Neo-Isolationismus in den USA ist.
Angesichts dieser w eiterhin labilen Situation in den 
USA müssen alle H andelspartner im eigenen Interesse 
darauf bedacht sein, den protektionistischen Kreisen 
keine Gelegenheit zu geben, auf neue H andelsrestrik­
tionen im Ausland zu verweisen. Es kommt dabei 
schon gar nicht mehr auf die Größenordnung derartiger 
Eingriffe an, sondern sie sind augenblicklich bereits 
„an sich" zum schwerwiegenden internationalen Politi­
kum geworden. Das gilt z. B. für die geforderte Kür­
zung des Im portkontingents für Steinkohle in der 
Bundesrepublik. H ätte diese Maßnahme bei der Höhe 
der ohnehin notwendigen Fördereinschränkungen 
lediglich symbolischen W ert, so könnte sie als will­
kommene M unition für die Protektionisten in den 
USA fatale außenwirtschaftliche Rückwirkungen haben, 
die gerade die Bundesrepublik treffen würden. Diese 
Zusammenhänge machen vollends offenbar, in welchem 
Maße die W irtschaftspolitik in den führenden 
Industrieländern eine internationale Dimension ange­
nommen hat.
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